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VERWALTUNGSGERICHT LÜNEBURG 

 

Az.: 3 A 134/12 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In der Verwaltungsrechtssache  

des Herrn A., 
Staatsangehörigkeit: russisch, 

Klägers,  

Proz.-Bev.: Rechtsanwalt Piening,  
Kleine Johannisstraße 6, 20457 Hamburg,   
 

g e g e n  

den Landkreis Harburg,  
Schloßplatz 6, 21423 Winsen/Luhe,  

Beklagter,  

Streitgegenstand: Befristung der Abschiebung, 

hat das Verwaltungsgericht Lüneburg - 3. Kammer - auf die mündliche Verhandlung vom 

16. November 2012 durch den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts Siebert als Ein-

zelrichter für Recht erkannt:  

Der Beklagte wird verpflichtet, die Wirkungen der im Jahre 2001 

durchgeführten Abschiebung auf den Zeitpunkt der Klageerhe-

bung (4. Juli 2012) zu befristen. 
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Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens; insoweit ist das 

Urteil vorläufig vollstreckbar. 

T a t b e s t a n d  

 

Der Kläger begehrt die Verpflichtung des Beklagten, die Wirkung der Abschiebung zu 

befristen.  

 

Der Kläger wurde 1983 in Tschetschenien geboren. Nach seiner Einreise nach Deutsch-

land wurde mit Bescheid des Bundesamtes vom 31. Mai 2001 festgestellt, dass ihm we-

gen der Einreise über Polen kein Asylrecht zusteht, und die Abschiebung nach Polen 

wurde angeordnet. Die Abschiebung wurde am 13. Juni 2001 vollzogen. Es entstanden 

Kosten von über 5.000 DM. 

 

Der Kläger beantragte im Mai 2011, die Wirkungen der Abschiebung nachträglich zu be-

fristen. Dieser Antrag wurde von der Beklagten nicht beschieden.  

 

Der Kläger hat am 4. Juli 2012 Klage erhoben. Er trägt vor: In Polen sei er als Flüchtling 

anerkannt worden, habe einen Reiseausweis für Flüchtlinge und eine polnische Aufent-

haltserlaubnis. Sein Bruder wohne in Hamburg und werde demnächst eingebürgert. Auch 

die Mutter, die in Hamburg wohne, habe eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis.   

 

Der Kläger beantragt, 

den Beklagten zu verpflichten, die Wirkungen der Abschiebung auf 

den Zeitpunkt der Klageerhebung zu befristen.  

 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

 

Die Voraussetzungen für die Befristung lägen vor. Der Kläger müsse jedoch noch die Ab-

schiebungskosten von 2.597,98 EUR zahlen, ehe er einen positiven Bescheid erhalte. 

Nach den Verwaltungsvorschriften solle die Befristung davon abhängig gemacht werden, 

dass die Abschiebungskosten erstattet würden, zu deren Erstattung der Ausländer ver-

pflichtet sei.  

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Ge-

richtsakten und der beigezogenen Verwaltungsvorgänge des Beklagten verwiesen. 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  
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Die Klage ist zulässig und begründet. Der Beklagte ist zu verpflichten, die Wirkungen der 

Abschiebung auf den Zeitpunkt der Klageerhebung (4. Juli 2012)  zu befristen (§ 113 Abs. 

5 VwGO). 

 

Rechtsgrundlage für den Anspruch des Klägers ist § 11 AufenthG, welches durch Gesetz 

vom 22. November 2011 geändert worden ist. Danach werden die Wirkungen einer Ab-

schiebung auf Antrag befristet. § 11 Abs. 1 Satz 4 AufenthG lautet:  

 

Die Frist ist unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles festzusetzen 

und darf 5 Jahre nur überschreiten, wenn der Ausländer aufgrund einer strafrecht-

lichen Verurteilung ausgewiesen worden ist oder wenn von ihm eine schwerwie-

gende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeht. 

 

Die Dauer der Befristung ist gerichtlich voll nachprüfbar, der Behörde kommt kein Ermes-

sen zu. Sofern die Ausländerbehörde rechtsfehlerhaft keine Befristung ausgesprochen hat 

oder aber die von ihr verfügte Frist zu lang ist, hat das Gericht die Behörde deshalb zu 

verpflichten, die Wirkungen der Ausweisung auf einen konkreten, vom Gericht für geboten 

gehaltenen Zeitraum zu befristen (BVerwG, Urt. v. 14.02.2012 - 1 C 7.11 -).  

 

Im vorliegenden Fall ist weder vorgetragen noch ersichtlich, dass der Kläger aufgrund 

einer strafrechtlichen Verurteilung abgeschoben worden ist oder von ihm eine schwerwie-

gende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeht. Die finanziellen Forde-

rungen der Ausländerbehörde führen jetzt im maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen 

Verhandlung jedenfalls nicht mehr dazu, dass die Befristung der Wirkungen der Abschie-

bung abgelehnt werden darf. Allgemein wie auch hier gilt:  Angesichts teils erheblicher 

Forderungssummen und der beschränkt finanziellen Verhältnisse der betroffenen Auslän-

der kann die Weigerung der Behörden, wegen der Kosten eine Befristung abzulehnen, im 

Ergebnis eine Ausdehnung zu einer Wiedereinreisesperre deutlich über 5 Jahre hinaus 

bewirken. Damit liefe der praktischen Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechtes und des 

deutschen Rechts zuwider. Allein wegen ausstehender Kosten darf die Befristung damit 

nicht verweigert werden (so auch Habbe für Jesuiten-Flüchtlingsdienst in einer Stellung-

nahme zur Gesetzesänderung in: Deutscher Bundestag, Innenausschuss, Ausschuss-

Drucksache 17 (4) 282 E Seite 9 f). Die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Auf-

enthaltsgesetz (v. 27.07.2009, Bundesratsdrucksache 669/09), wonach die Befristung 

davon abhängig gemacht werden soll, dass die Abschiebungskosten erstattet werden, 

findet seit Änderung des Aufenthaltsgesetzes aufgrund der Richtlinie 2008/115/EG inso-

weit keine Anwendung mehr, wenn die Fünfjahresfrist verstrichen ist. Die im Aufenthalts-

gesetz geregelte Höchstfrist von 5 Jahren ist eine Höchstgrenze, die nur überschritten 

werden darf, wenn der Ausländer verurteilt worden ist oder wenn von ihm eine schwer-

wiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeht. Ob die Verkürzung 

der Wiedereinreisefrist davon abhängig gemacht werden darf, dass der Ausländer die 

Abschiebungskosten zahlt, solange die Frist Ablauf von fünf Jahren noch nicht abgelaufen 

ist, mag auf sich beruhen, jedenfalls nach Ablauf von fünf Jahren wie hier können nur 

noch die im Gesetz genannten Gründe einer Wiedereinreise entgegengehalten werden. 

Da die Richtlinie 2008/115 EG und die geänderte Fassung des § 11 AufenthG keine 
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Übergangsregelung enthalten, ist die vor Inkrafttreten der Änderung verstrichene Zeitdau-

er bei der Fünfjahresfrist anzurechnen (Haibronner, AuslR, Kommentar Stand Aug. 2012, 

§ 11 AufenthG Rn. 69). Nach dem somit hier festzustellenden Zeitablauf von mehr als 10 

Jahren seit der vollzogenen Abschiebung ist es damit im Ergebnis unverhältnismäßig, die 

Wiedereinreise wegen der Abschiebungskosten noch weiter hinauszuzögern.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die vor-

läufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i.V.m. § 708 Nr. 11 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen das Urteil ist die Berufung statthaft, wenn sie von dem Niedersächsischen Ober-

verwaltungsgericht zugelassen wird. Die Berufung ist nur zuzulassen, 

1. wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 

2. wenn die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten auf-

weist, 

3. wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

4. wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesver-

waltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder 

des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

5. wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

Die Zulassung der Berufung ist bei dem 

Verwaltungsgericht Lüneburg, 

Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg, oder 

Postfach 2941, 21319 Lüneburg, 

innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils zu beantragen. Der An-

trag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb von zwei Monaten nach Zustel-

lung des vollständigen Urteils sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzu-

lassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden 

ist, bei dem 

Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht, 

Uelzener Straße 40, 21335 Lüneburg, oder 

Postfach 2371, 21313 Lüneburg, 

einzureichen. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhil-

feverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozess-

handlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Die 

Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer staat-

lichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen 
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Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevoll-

mächtigten vertreten lassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 

einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusam-

menschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder 

durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer 

Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentli-

chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Als Bevollmächtigte sind 

vor dem Oberverwaltungsgericht auch zugelassen: 

- Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer, Per-

sonen und Vereinigungen im Sinn des § 3 Nr. 4 des Steuerberatungsgesetzes sowie Ge-

sellschaften im Sinn des § 3 Nr. 2 und 3 des Steuerberatungsgesetzes, die durch Perso-

nen im Sinn des § 3 Nr. 1 des Steuerberatungsgesetzes handeln, in Abgabenangelegen-

heiten, 

- berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 

- Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher 

Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit ver-

gleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder, 

- Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenver-

tretung, die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Ent-

schädigungsrecht oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter 

Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die 

Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder in Angelegen-

heiten der Kriegsopferfürsorge und des Schwerbehindertenrechts sowie der damit im Zu-

sammenhang stehenden Angelegenheiten, 

- juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer Organi-

sation stehen, die hinter den beiden vorhergehenden Spiegelstrichen bezeichnet worden 

ist, wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung 

dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse 

mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durch-

führt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Ein Beteiligter, der nach den vorstehenden Regelungen zur Vertretung berechtigt ist, kann 

sich selbst vertreten. 

Bei dem Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht und bei dem Verwaltungsgericht 

Lüneburg können nach Maßgabe der Niedersächsischen Verordnung über den elektroni-

schen Rechtsverkehr in der Justiz vom 21. Oktober 2011 (Nds. GVBl S. 367) in allen ver-

waltungsgerichtlichen Verfahren auch elektronische Dokumente eingereicht werden. 

 

Siebert  
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Beschluss 

 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5.000,00 EUR fest-

gesetzt. 

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde an das Niedersächsische Oberverwaltungs-

gericht statthaft, wenn sie in diesem Beschluss zugelassen worden ist oder der Wert des 

Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt. Sie ist nur zulässig, wenn sie inner-

halb von sechs Monaten eingelegt wird, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache 

Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat. Ist der Streitwert 

später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann die Beschwer-

de noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festset-

zungsbeschlusses eingelegt werden. 

Die Beschwerde ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-

stelle einzulegen bei dem  

Verwaltungsgericht Lüneburg, 

Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg, oder 

Postfach 2941, 21319 Lüneburg. 

Bei dem Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht und bei dem Verwaltungsgericht 

Lüneburg können nach Maßgabe der Niedersächsischen Verordnung über den elektroni-

schen Rechtsverkehr in der Justiz vom 21. Oktober 2011 (Nds. GVBl S. 367) in allen ver-

waltungsgerichtlichen Verfahren auch elektronische Dokumente eingereicht werden. 

 

Siebert  
 


